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In der Klemme

D ass die Finanzierungskosten des 
französischen Staates so niedrig 

wie lange nicht mehr sind, wird den Prä
sidenten Hollande mit Genugtuung er
füllen. Es ist aber auch der einzige (be
deutsame) Punkt, über den er sich freu
en kann. Nach gut drei Monaten im 
Amt funkeln die Beliebtheitssterne 
nicht mehr. Die Wirtschaft wächst 
nicht, die Arbeitslosigkeit kratzt an der 
Zehn-Prozent-Grenze -  die Wirklich
keit hat den Nachfolger Sarkozys einge
holt. Und zu dieser Wirklichkeit, die in 
puncto Handlungsspielraum zu einem 
großen Teil von der europäischen Krise 
bestimmt wird, gehört Hollandes Di
lemma: Er will, wie er im Wahlkampf 
versprochen hat, Wachstum vor Auste- 
rität stellen, gleichzeitig aber die Neu
verschuldung kontinuierlich verrin
gern. Allein dazu braucht er im kom
menden Jahr 33 Milliarden Euro -  
wenn es gut läuft. Sollte die Wirtschaft 
aber nicht mitspielen, lastete auf der Re
gierung fein Sparvolumen von vierzig 
Milliarden Euro. Das sind griechische 
oder spanische Größenordungen! Wie 
Hollande das schaffen will, ist ein Rät
sel, an dessen Lösung nicht nur seine 
Wähler interessiert sind. K.F.

Empfindungen

I st das ein erstes Indiz dafür, das 
China von seiner bisher bedin

gungslosen Unterstützung für das Re
gime von Baschar al Assad Abstand 
nimmt? Im UN-Sicherheitsrat hat Chi
na dreimal zusammen mit Russland 
ein Veto gegen Resolutionen einge
legt, die den internationalen Druck 
auf Assad erhöht und harte Sanktio
nen gegen Syrien gutgeheißen hätten. 
Angeblich wollte Peking ja nur eine in
ternationale militärische Intervention 
verhindern. Gleichwohl unterstützte 
China Assad schon lange nicht mehr 
ganz so ostentativ wie Russland. Nun 
entdeckt China aber sein Herz für das 
„syrische Volk“ und will „mit freund
schaftlichen Empfindungen“ den 
Flüchtlingen 3,8 Millionen Euro zu
wenden. Damit soll die humanitäre 
Lage der Syrer verbessert werden, die 
nach Jordanien oder in den Libanon 
geflohen sind. Das Geld fließt also 
nicht nach Syrien selbst, wo es inzwi
schen schon mehr als eine Million Bin
nenflüchtlinge o’Ft ^

Fessel Klientelismus
Finanzhilfen allein retten Griechenland nicht / Von Rainer Hermann

Seit Juni versucht in Griechenland eine 
große Koalition der beiden Parteien, die 
das Land über Jahrzehnte an den Rand 
des Ruins geführt haben, die harten Spar
auflagen der internationalen Kreditgeber 
zu erfüllen. Die zwei Parteien stehen vor 
einer klaren Alternative: Entweder sie 
verweigern sich den Auflagen und leiten 
damit den Staatsbankrott ein. Niemand 
gäbe dann Griechenland mehr neue Kre
dite, der Staat könnte Löhne und Renten 
nicht länger bezahlen, dem Land drohten 
bürgerkriegsähnliche Zustände. Oder die 
Koalition macht sich daran, die Sparziele 
zu erfüllen und die Strukturreformen 
Wirklichkeit werden zu lassen. Damit je
doch würden sich die traditionellen Par
teien selbst das Wasser abgraben. Denn 
Politik bedeutet in Griechenland die Ver
teilung von Gaben.

Gefordert ist von der Regierung das 
fast Unmögliche: Sie soll abschaffen, wo
von die beiden alternierenden Regie
rungsparteien, die konservative Nea Di- 
mokratia und die linke Pasok, die nun ge
meinsam eine Regierung bilden, gelebt 
haben, und sie soll den Staat auf eine mo
derne Grundlage stellen. Die zwei Partei
en, ergänzt um eine kleine linke Partei, 
haben daher bisher versucht, lediglich ein 
Minimum an Änderungen in die Wege zu 
leiten. Auch deshalb drängt Ministerpräsi
dent Samaras die Geldgeber, ihm statt 
zwei Jahren vier Jahre Zeit zu geben, um 
die Spar- und Verschuldungsziele zu errei
chen. Die Geschichte macht ihm Mut. 
Noch nie ließen Griechenlands Verbünde
te das Land fallen. 1895 fing Großbritan
nien einen zahlungsunfähigen Staat auf, 
weil es einen Verbündeten im Mittelmeer 
brauchte. 1949 retteten die Vereinigten 
Staaten das Land als Bollwerk gegen die 
kommunistische Gefahr.

Über zwei Jahrhunderte konnten so po
litische Verhaltensweisen überdauern, 
die anderen Gesetzen folgen als in ande
ren Teilen Europas, die aber nicht länger 
bezahlbar sind. Politik orientiert sich in 
der Demokratie Griechenlands nicht am 
Gemeinwohl, sondern an den Erforder
nissen der Klientel einzelner Politiker. 
„Rousfetia“ heißt das Zauberwort. Es 
stammt aus dem Türkischen. Dort sind 
„rüsvet“ die kleinen Gefälligkeiten, die ei
ner im Austausch für andere Gefälligkei
ten leistet. Übertragen auf die griechische 
Politik, bedeutet es: Wer Abgeordneter 
werden will, sammelt erst die Wünsche 
seiner Klientel. Sie reichen von einem Ar
beitsplatz beim Staat über eine Baugeneh

migung, gehen über die Beschaffung ei
nes Studienplatzes für einen Sohn oder 
eine Tochter bis zum Erlass von Steuern 
oder einer strafrechtlichen Schuld. Nicht 
das Parteiprogramm zählt, sondern die 
Erwartung, nach dem Wahltag einen 
Wunsch erfüllt zu bekommen.

Die Folge davon war, dass seit dem 
Zweiten Weltkrieg der Staatsapparat 
nach jeder Parlamentswahl um 50 000 An
gestellte anschwoll. Gewerkschaften die
nen in diesem System dazu, die Macht ei
ner Klientelgruppe zu vervielfachen. Sie 
legten das öffentliche Leben lahm, setz
ten ihre überhöhten Forderungen meist 
durch und trugen erheblich dazu bei, den 
zunehmend aufgeblähten Staat in den 
Ruin zu treiben. Die Folge war eine

schwerfällige staatliche Bürokratie. Wer 
von ihr Dienstleistungen haben wollte, 
musste einem Beamten kleinere und grö
ßere Geldgaben in einem „Fakelo“ (Um
schlag) zuschieben. Die kleine Korrupti
on wurde Teil der politischen Kultur, in 
deren Zentrum der Klientelismus steht.

Ein Politiker handelt dabei nicht im 
Auftrag des Volkes. Denn seine Macht lei
tet sich ja aus seiner gesellschaftlichen 
Stellung und seinem Besitz ab. Soll sich 
daran nichts ändern, muss er dafür sor
gen, dass er seine Klientel zufriedenstellt. 
Der Mannheimer Historiker Heinz A. 
Richter, der sich auf die moderne Ge
schichte Griechenlands spezialisiert hat, 
führt das System des Klientelismus, für 
den es im Griechischen kein Wort gibt,

auf den Beginn des 19. Jahrhunderts und 
den griechischen Unabhängigkeitskampf 
zurück, der 1821 begann.

Zwei Typen von lokalen Führern seien, 
so Richter, für den Unabhängigkeits
kampf wichtig gewesen: die Muchtare 
und die Klephten. Der Dorfbürgermeis
ter, den die Osmanen „Muchtar“ nann
ten, war der Patron der Einwohner seines 
ländlichen Bezirks. Die waren von ihm ab
hängig, pyramidenförmige Klientelbezie
hungen entstanden, sie bestehen bis heu
te. Zu ihrem militärischen Arm machten 
die Muchtare die Anführer der „Kleph
ten“ (Räuber), der ehrenwerten Räuber
banden in den Bergen, die im Freiheits
kampf als Rebellen gegen die osmanische 
Fremdherrschaft und Staatsmacht zu Fel

de gezogen sind. Die osmanische Herr
schaft dauerte vier Jahrhunderte. Gehal
ten hat sich bei den vielen Griechen, dass 
sie den Staat seither als Ausbeuter sehen 
-  und ihm auch deshalb Steuern vorent
halten. Ferner führte die horizontale Ver
filzung der politischen und der wirtschaft
lichen Klientelnetze zu einer faktischen 
Steuerbefreiung der Reichen. Besteuert 
werden aber bis heute die kleinen Leute. 
Die aber begehren gegen das System, von 
dem auch sie leben, nicht auf.

Nur einmal drohten die Geldquellen 
für den Unterhalt dieses klientelistischen 
Systems auszutrocknen. Als während des 
Zweiten Weltkriegs und der deutschen Be
satzung der Zugriff auf staatliche Gelder 
nicht mehr möglich gewesen sei, seien die

politischen Strukturen bedeutungslos ge
worden, argumentiert Richter. Dann aber 
habe der Eingriff des britischen Premier
ministers Winston Churchill zur Restau
rierung der Monarchie auch den Kliente
lismus wiederhergestellt. Anschließend 
hätten auch die Amerikaner die alte Ord
nung gerettet.

Mit der Aufnahme in die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft tat sich für Grie
chenland 1981 eine neue Geldquelle auf. 
Hemmungslos machten die griechischen 
Regierungen nun Schulden. Mittel flös
sen zwar in die Modernisierung der Infra
struktur (das waren die für die Korrupti
on lukrativen Projekte), aber kaum in die 
Modernisierung der Wirtschaft. Der Staat 
kam an billiges Geld und blähte seinen 
Apparat noch weiter auf. Auch Landwirte 
kauften mit der Subvention aus Brüssel 
nicht einen Traktor, sondern einen gro
ßen Personenwagen. Immer waren die 
zwei großen Parteien Klientelparteien, 
nie Programmparteien. Eine neue, moder
ne politische Kultur wird in Griechenland 
erst dann Fuß fassen, wenn die Zuflüsse 
zur Finanzierung des Klientelwesens aus
trocknen, wenn also die Staatsfinanzen 
streng kontrolliert werden. An diesem He
bel setzen die Bedingungen der Kreditge
ber EU, Europäische Zentralbank und In
ternationaler Währungsfonds an.

Dass Griechenland zu Reformen fähig 
ist, hat die Regierungszeit von Kostas Si- 
mitis (1996 bis 2004) gezeigt. Sein Nach
folger Kostas Karamanlis (2004 bis 2009) 
hat den Erfolg rasch verspielt. Er hat das 
Defizit des Staatshaushalts in nur fünf 
Jahren von drei Prozent am Bruttoinlands
produkt auf 15 Prozent verfünffacht. In 
der Türkei ist der Prozess im vergangenen 
Jahrzehnt gegenläufig verlaufen, und die 
Türkei ist heute eine Wachstumslokomoti
ve. Voraussetzung war, dass radikale 
Strukturreformen das Klientelwesen aus
gemerzt haben und bei der Wahl von 
2002 die alte politische Elite, die das 
Land gegen die Wand gefahren hatte, na
hezu vollständig durch eine neue Elite -  
die AKP Erdogans -  ausgetauscht wurde. 
In Griechenland ist eine neue, reformori
entierte Volkspartei, die an die Stelle der 
bisherigen Klientelparteien treten könn
te, nicht zu erkennen. Die alten Klientel
parteien versuchen weiter, das System zu 
erhalten. Gerettet werden kann Griechen
land daher nur, wenn die Kreditgeber un
nachgiebig bleiben und der Athener Re
gierung die Füllhörner aus der Hand neh
men, die in der Vergangenheit ihre Madht 
gesichert haben.

Christiane WO OP EN Foto dpa

E t h i k r ä t i n
Manchmal wird sie noch als Medizinhis
torikerin bezeichnet. Das schmeichelt 
Christiane Woopen sicher auch, denn 
die Fortschritte und Werte in der Medi
zin sind ebenso wie die Verknüpfung zu 
den modernen Wissenschaften für sie 
nicht ohne die kritische Reflexion mit 
der Vergangenheit denkbar. Dennoch 
ist Christiane Woopen in erster Linie 
Bioethikerin. Eine von der Art -  prag
matisch, patientennah und naturwis
senschaftlich präzise -  wie es interna
tional seit einiger Zeit en vogue gewor
den ist, und die vor allem auch politisch 
mächtig an Einfluss gewonnen hat.

Für die neunundvierzigjährige Köl
ner Ethik-Professorin gilt das in beson
derer Weise. Höhepunkt ihrer langjähri
gen biopolitischen Arbeit, die mit der 
Berufung 2001 in den Nationalen Ethik
rat durch den damaligen Bundeskanz
ler Gerhard Schröder begann, ist der 
Vorsitz des Nachfolgegremiums, dem 
Deutschen Ethikrat, den sie im April 
dieses Jahres übernommen hat.

In dieser Funktion hat sie sich ges
tern erstmals mit einem Thema be
schäftigt, der rituellen Beschneidung 
von minderjährigen Jungen, das für sie 
kein einfaches ist. Denn der gesell
schaftliche Druck für schnelle Lösun
gen ist groß. Woopen aber ist, wenn sie 
nach politischen Optionen in komplexe 
medizinjuristische Themen sucht, der 
streng akademisch-analytische Typ: Sie 
muss medizinische Vorgänge und Alter
nativen genauso abklopfen wie die 
rechtlichen Haken jedes einzelnen Lö
sungsvorschlags. Deshalb ist Zeit im 
Abwäge- und Diskussionsprozess für 
sie kein Luxus, sondern eine Notwen
digkeit, um auch verfassungsrechtlich


